
ÜBER BRÜSSEL ZUM GROßEN 

GLÜCK?  

Bedeutung der EU-Regeln im Clean Energy Package für Prosumer und 

Erzeuger-Verbraucher-Gemeinschaften. 



ZUKUNFTSBILD: BÜRGER IN ERZEUGER-
VERBRAUCHER-GEMEINSCHAFTEN 

 



ERZEUGER-VERBRAUCHER-GEMEINSCHAFTEN -  



ERZEUGER-VERBRAUCHER-GEMEINSCHAFTEN -  

Was nicht verboten ist, ist halt 
noch lange nicht erlaubt! 



ERZEUGER-VERBRAUCHER-GEMEINSCHAFTEN -  



ANERKENNUNG VON BÜRGERENERGIE AUF EU-EBENE 
 
 
 
 

„The Energy Union Framework Strategy sets out the vision of an Energy 
Union with citizens at its core, where citizens take ownership of the 
energy transition, benefit from new technologies to reduce their bills, 
participate in the market…“ 



CLEAN ENERGY FOR ALL EUROPEANS 
 
 
 
 

 Es handelt sich um ein Paket von insgesamt acht Gesetzesinitiativen, u.a. 
Energieeffizienz und Energiewende-Governance 

 Bedeutsam hier vor allem die EE- und Marktdesign-Richtlinie 

 



ERNEUERBARE ENERGIE-RICHTLINIE (RED) 
 

Artikel 21 und 22.  

 



RED ARTIKEL 21 UND 22: WAS GILT JETZT? 
 



RED ARTIKEL 21 UND 22: WAS GILT JETZT? 
 



EIGENVERSORGER SIND NICHT MEHR NUR 
EIGENHEIMBESITZER 

 Definition von erneuerbaren „Eigenversorgern“:  
• Endverbraucher oder eine Gruppe von Endverbrauchern (=Endverbraucher, 

die im selben Gebäude oder Mehrfamilienhaus ansässig sind) 

• die individuell oder gemeinsam  auf ihrem Grundstück agieren, 

• soweit dies nicht ihre hauptsächlich private oder kommerzielle Aktivität 
darstellt. 

 Auch kollektive Eigenversorger sind Eigenversorger (anders als § 3 Nr. 
19 EEG), wobei Mitgliedsstaaten zwischen kollektiven und individuellen 
Eigenversorger differenzieren können, solange die Differenzierung 
angemessen und besonders begründet ist.  

 



RECHT AUF EIGENVERSORGUNG 
 

 Mitgliedsstaaten sollen sicherstellen, dass Verbraucher berechtigt sind, 
erneuerbare Eigenversorger zu werden, d.h. sie sollen das Recht haben, 

• Erneuerbare Energien zu erzeugen, auch für ihren eigenen Verbrauch, 

• zu speichern (ohne Doppelabgaben oder bei nicht-eingespeisten Speicherstrom 
Netzentgelte zahlen zu müssen)  

• zu verkaufen – zum Beispiel über Lieferbeziehungen (power purchase 
agreements, Energielieferanten und Peer-2-Peer-Handel) 

• für den selbst erzeugten Strom, der in das Netz eingespeist wird, eine Vergütung zu 
erhalten, die mindestens dem Marktwert entspricht und auch den langfristigen 
Nutzen für Gesellschaft, Umwelt und Netz berücksichtigt,  

• ohne unverhältnismäßige Kosten und Verfahren hinsichtlich des aus dem Netz 
eingespeisten oder entnommenen Stroms 

• ohne Abgaben und Umlagen für den Strom, der auf ihrem Grundstück bleibt. 

 Eigenversorgungsanlagen können auch von Dritten betrieben werden.  

 



DAS GROßE ABER 

 Nicht-diskriminierende und angemessene Umlagen und Abgaben auf 
eigenerzeugten Strom sind möglich, wenn 

• die Anlage größer als 30 kW ist oder 

• das Volumen von erneuerbaren Eigenversorgung ab 2026 in einem 
Mitgliedsstaat 8 % übersteigt und eine Analyse ergibt, dass es zu zu großen 
und unverhältnismäßigen Belastungen des Stromsystem kommt, oder 

• wenn Eigenversorgung effektiv gefördert wird und dann aber nur soweit, 
dass die Wirkung dieser Förderung nicht verloren geht. 

 



DAS GILT ZUKÜNFTIG: 

1. Strom aus Anlagen < 30 kW, die keine EEG-Förderung beziehen oder dessen 
Vergütungszeitraum abgelaufen ist, darf, wenn er selbst verbraucht wird, nicht 
mit der EEG-Umlage (oder anderen Abgaben) belegt werden.  

2. Es ist beihilferechtlich unbedenklich – und ggf. im Sinne des 
Gleichbehandlungsprinzips geboten – wenn selbstverbrauchte Eigenversorgung 
aus allen EE-Anlagen von der EEG-Umlage ausgenommen wird. 

3. Wenn Eigenversorgung gefördert wird, dann darf selbstverbrauchter 
Eigenversorgungsstrom mit der EEG-Umlage (oder anderen Abgaben) belastet 
werden, aber nur insoweit der Effekt der Förderung nicht unterminiert wird. 

4. Der Anschluss an ein Stromverteilnetz und die Nutzung dieses Netzes darf der 
Inanspruchnahme der Privilegierung als EE-Eigenversorger nicht mehr 
entgegenstehen.  

5. Es gibt ein Recht auf eine Mindestvergütung von Überschussstrom i.H. des 
Marktwerts. Dies ist keine Förderung. 

 



EFFEKTIVE FÖRDERUNG? EIN BEISPIEL 

Privathaushalt mit etwas mehr 10 kW PV-Anlage, Speicher und 
76% Eigenversorgerung bzw. 24% Überschusseinspeisung und 
einem Marktwert von 4 ct/kWh 
 10.000 kWh Erzeugung 
EEG-Umlage: 7.600 kWh * 2,56 ct/kWh = 194,56€  
Einspeisevergütung: 1.400 * (11,9 - 4,00) ct/kWh = 189,60€ 
 

 

 

 

 

 

  EEG-Umlage unzulässig 
      



BÜROKRATIE-IRRSINN 

BBEn-Forderung: Weg mit der EEG-Umlage auf selbstverbrauchte 
Eigenversorgung! 
 

 

 

   



RECHT AUF MIETERSTROM 

 Mitgliedsstaaten sollen sicherstellen, dass gemeinsam handelnde 
Eigenversorger, die im selben Gebäude (auch Mehrfamilienblöcke) wohnen, 
berechtigt sind, so zu handeln wie individuelle Eigenversorger, und dass es 
ihnen erlaubt wird,  

• erneuerbaren Strom auszutauschen, wenn er auf ihrem Gebäude oder ihren 
Gebäuden erzeugt wird, 

• auch wenn die Anlage von Dritten betrieben wird, 

• wobei sie die Netzentgelte, Kosten, Umlagen und Steuern für jeden einzelnen 
Eigenversorger zahlen müssen, soweit diese anwendbar sind. 



RECHT DER ERNEUERBARE-ENERGIE-GEMEINSCHAFTEN 

 EE-Gemeinschaften (Gesellschaften, die autonom sind und von lokalen 
Eigentümern oder Mitgliedern kontrolliert werden und deren Eigentümer 
natürliche Personen, lokalen Gemeinden oder kleinen und mittelständischen 
Gesellschaften sind und die ökologischen, ökonomischen oder sozialen 
Gemeinschaftsgewinn für ihre Mitglieder oder die Region anstreben):  

• sollen für alle offen sein, auch für Einkommensschwache 

• haben das gleiche (prinzipielle) Prosumrecht wie Eigenversorger 

• sollen berechtigt sein, Handel innerhalb ihrer Gemeinschaft zu organisieren 

• sollen berechtigt sein, an allen relevanten Märkten zu partizipieren 

 die Mitgliedsstaaten sollen bei dem Design ihrer EE-Förderung die 
Besonderheiten von Bürgerenergie berücksichtigen.   

 



DER FÖRDERLICHE RECHTSRAHMEN 

 Mitgliedsstaaten sollen einen für Eigenversorgung und 
Bürgerenergiegesellschaften förderlichen Rechtsrahmen schaffen, u.a. 

• Förderung, insbesondere für Einkommensschwächere und für Mieter, 

• Abschaffung von regulatorischen und finanzielle Hürden; 

• Kooperation zwischen Bürgerenergiegesellschaften und Netzbetreiber für 
erleichterten Bürgerstromhandel; 

• kostengerechte Netzentgelte; fairer, angemessener und ausgewogener 
Beitrag zu den Systemkosten (auf Basis einer Kosten-Nutzen-Analyse von 
dezentralen Erzeugungsanlagen). 

 

 



ELEKTRIZITÄTSMARKT-RICHTLINIE UND VERORDNUNG 

Art. 15, 16, 31-33, 36, 38 der Richtlinie 



ANERKENNUNG VON VERTEILNETZBETREIBERN  
ALS SYSTEM-VERANTWORTLICHE 
 
 
 
 
 

• Beschaffung von nicht-frequenzgebundenden Systemdienstleistungen, 
entweder als Beschaffer oder als neutraler Marktorganisator 

• Beschaffung von Flexibilitätsdienstleistungen  
• Betreiber von E-Fahrzeug-Ladestationen, wenn kein anderer will 
• Betreiber von Speicher, wenn kein anderer will 
• Zusammenarbeit mit Energie-Gemeinschaften (=Bürgerenergie), 

insbesondere was den Anschluss von einem geografisch begrenzten  
gemeinschaftlichen Netz angeht. 
 



ANERKENNUNG VON BÜRGERENERGIE 
 
 
 
 

• Bürgerenergie  und Energiegenossenschaften [sind] zu  wirksamen  und  
kosteneffizienten Instrumenten geworden, um den Bedürfnissen und 
Erwartungen der Bürger…zu entsprechen  

• Gemeinschaftsinitiativen im Energiebereich dienen in erster Linie dazu, 
ihren Mitgliedern oder Anteilseignern bezahlbare Energie…, z. B. aus 
erneuerbaren Quellen, bereitzustellen  zum Beispiel Energy Sharing. 

• Erfolgreiche Initiativen dieser Art generieren einen wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Mehrwert für das Gemeinwesen, der über die 
Vorteile der bloßen Bereitstellung von Energiedienstleistungen 
hinausgeht.  

 



ENERGIEGEMEINSCHAFTEN SOLLEN… 

 
 
• sog. Gemeinschaftliche Netze besitzen, errichten, leasen und sie 

managen dürfen, 
• zu allen organisierten Märkten Zugang (direkt oder über einen 

Aggregator) haben, 
• nicht diskriminiert werden und kostengerechte Abgaben, vor allem 

Netzentgelte, zahlen, 
• von einem leichteren Genehmigungsverfahren für kleine, dezentrale 

Erzeugungsanlagen profitieren, 
• Sog. Energy sharing durch virtual net metering, ppa- oder p2p-

Vereinbarung organisieren dürfen. 
 
 



WAS BEDEUTET DIES NUN? 



2. EIN SCHRITT ZU EINER NEUEM ENERGIESYSTEM 



2. EIN SCHRITT ZU EINER NEUEM ENERGIESYSTEM 



DAS ENTSCHEIDENDE: 

 

 
 Anerkennung der Vorteile von: 

• Bürgerenergie 

• Eigenversorgung und Mieterstrom 

• Dezentrale und lokale Energiestrukturen 

 Gewährleistung von subjektiven Rechten (positiv und negativ) 
 

 

 



ABER… 


